
DIE STADT
74. Jahrgang Sonderausgabe Mittwoch, 10. März 2021

B E K A N N T M A C H U N G 

Ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung zum  
Zwecke der Verhütung und der Bekämpfung der 

Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2

Gemäß den §§ 16 Absatz 1 Satz 1, 25, 28 Absatz 1 und 28 
a des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infek-
tionskrankheiten beim Menschen - Infektionsschutzgesetz 
(IfSG) - vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045) in der jeweils 
gültigen Fassung in Verbindung mit § 35 Satz 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NRW) vom 12.11.1999 (GV NRW S. 602) in der 
jeweils gültigen Fassung und §§ 3 und 16 Coronaschutzver-
ordnung NRW (CoronaSchVO) vom 05.03.2021 (GV NRW 
S. 215) in der jeweils gültigen Fassung wird zur Verhütung 
der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen 
Folgendes angeordnet:

I. Regelung

1.
Die Pflicht zum Tragen einer Alltagsmaske an Orten unter 
freiem Himmel i. Sinne des § 3 Abs. 2 a Ziff. 5 Corona-
schutzverordnung NRW gilt für folgende Bereiche im Solin-
ger Stadtgebiet:
- Sämtliche Fußgängerzonen 
- Folgende öffentliche Plätze und Straßen:

- a. Friedrich-Ebert-Straße 71/74 (Einmündung 
Stübbener Straße) bis Kreuzung Friedrich-Ebert-
Straße/Schwindstraße/Wiedenhofer Straße

- b. Graf-Wilhelm-Platz (gelegen zwischen Bergstra-
ße, Am Neumarkt, Kölner Straße) einschließlich 
vorliegendem Busbahnhof

- c. Kölner Straße 80 (Einmündung Kirchstraße) 
Richtung Mummstraße bis Ende (Mühlenplatz)

- d. Mummstraße
- e. Kieler Straße im Bereich des Bremsheyplatzes 

(Beginn und Ende Keldersstraße) einschließlich 
Busbahnhof

- f. Ohligser Markt
- g. Am Neumarkt ab Kreuzung Bergstraße bis 

Einmündung Peter-Knecht-Straße/Kölner Straße
- h. Peter-Knecht-Straße

- i. Kölner Straße ab Einmündung Peter-Knecht-
Straße Richtung Mummstraße bis Ende (Mühlen-
platz)

- j. Ufergarten ab Einmündung Eiland bis Kreisver-
kehr Dreieck/Kölner Straße/Bergstraße ab Ein-
mündung Kasernenstraße bis Einmündung Kölner 
Straße

- k. Klosterwall
- l. Konrad-Adenauer-Straße ab Einmündung 

Mummstraße bis Konrad-Adenauer-Straße 45 
(Einmündung Klemens-Horn-Straße) bzw. Konrad-
Adenauer-Straße 34 (Einmündung Merianstraße)

- m. Wilhelmstraße ab Einmündung Keldersstraße 
bis Einmündung Düsseldorfer Straße inklusive des 
öffentlichen Parkplatzes vor den Hausnummern 
Wilhelmstraße 3 – 7

- n. Keldersstraße ab Kreuzung Wilhelmstraße bis 
Einmündung Forststraße

- o. Forststraße ab Einmündung Keldersstraße bis 
Einmündung Düsseldorfer Straße

- p. Grünstraße ab Kreuzung Emdenstraße bis 
Einmündung Düsseldorfer Straße

- q. Lennestraße
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neuen ansteckenderen Mutationen erforderlich, zumindest 
die bisherigen Maßnahmen weiter aufrecht zu erhalten. 

Die angeordneten Maßnahmen sind auch erforderlich. Auf-
grund der aktuellen Entwicklungen der Infektionen und der 
Kenntnis über die Übertragung des Virus ist es weiterhin 
erforderlich, dass die Gefahr der Tröpfcheninfektion durch 
die Verwendung von Alltagsmasken in den geregelten Be-
reichen verringert wird

Die angeordneten Maßnahmen sind geeignet, zu einer wei-
teren Verzögerung der Infektionsdynamik beizutragen. Dies 
gilt sowohl für eine Einschränkung des möglichen Übertra-
gungsweges des Virus als auch für eine Einschränkung der 
Verbreitungsmöglichkeit.

Dies betrifft insbesondere die Übertragung im öffentlichen 
Raum, wo mehrere Menschen zusammentreffen und sich 
länger aufhalten.

Die Anordnungen sind auch angemessen. Sie stehen nicht 
außer Verhältnis zu den Vorteilen, die sie bewirken. Es wird 
nicht verkannt, dass durch die Maßnahmen insbesondere 
in das Grundrecht der Handlungsfreiheit eingegriffen wird. 
Demgegenüber steht aber das hohe Gut der körperlichen 
Unversehrtheit und des Lebens, welches ansonsten unwei-
gerlich gefährdet ist und ohne weitere Maßnahmen durch 
unkontrollierte Ausbreitung des Virus auch mangels dann 
ausreichender Infrastruktur im Gesundheitswesen nicht 
mehr geschützt werden könnte.

Die Stadt Solingen ist als örtliche Ordnungsbehörde für die 
Anordnung und Durchführung von Maßnahmen des Infek-
tionsschutzgesetzes nach §§ 2,3 IfSBG NRW i. V. m. §§ 16, 
25, 28, 28 a IfSG und §§ 3, 16, 17 CoronaSchVO NRW 
zuständig.

zu 1:
Die Pflicht zum Tragen einer Alltagsmaske in den geregelten 
Außenbereichen ist erforderlich, weil es in diesen Bereichen 
regelmäßig zu einer Unterschreitung des Mindestabstands 
von 1,5 Metern kommt. Bei den festgelegten Bereichen 
handelt es sich um Einkaufsstraßen mit einer Vielzahl von 
Geschäften des Einzelhandels, auf denen ein verstärktes 
Personenaufkommen festzustellen ist. Auf den beschriebe-
nen Verkehrsflächen findet typischerweise fußläufiger Ziel- 
und Quellverkehr statt, der – im Unterschied zum fließen-
den Verkehr- dadurch gekennzeichnet ist, dass er wegen 
der unterschiedlichsten Motivationen nicht durch einheitli-
che oder für ein Ausweichen unter Fußgängern vorherseh-
bare Bewegungsrichtungen gekennzeichnet ist. Durch die 
nunmehr vorgenommene Öffnung der Geschäfte ist auch 
mit einer erheblichen Zunahme an Publikumsverkehr zu 
rechnen, so dass hier die möglichen Kontakte erheblich zu-
nehmen werden.

Die Festlegung der Bereiche um Schulen herum ist erforder-
lich, weil sich hier die Schüler und Schülerinnen insbeson-
dere vor und nach Unterrichtsbeginn in größeren Gruppen 
zusammenfinden und erfahrungsgemäß nicht den ausrei-
chenden Abstand einhalten. Entsprechendes gilt bei Kin-

- r. Düsseldorfer Straße ab Einmündung Weststraße 
bis Kreuzung Lennestraße/Aachener Straße

- im Umkreis von 200 m um Schulgelände sowie 
auf Wegen zwischen dem Gelände der Schule 
und der nächst gelegenen Bushaltestelle

- im Umkreis von 200 m um Gelände von Kinder-
tageseinrichtungen

2. 
Abweichend von § 11 CoronaSchVO ist der Verkauf von 
alkoholischen Getränken zwischen 22 und 6 Uhr untersagt.

Begründung:
Die nunmehr angeordneten Maßnahmen sind Schutzmaß-
nahmen im Sinne der §§ 28 Abs. 1, 28 a IfSG, und § 16 
CoronaSchVO NRW.

Das Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit 
verbreitet. Auch in Deutschland und in Nordrhein-Westfa-
len gibt es weiterhin zahlreiche Infektionen. In der Stadt So-
lingen gibt es derzeit 320 Infizierte (Stand: 10.03.2021). In 
Quarantäne befinden sich 1167 (Stand 10.03.2021. In den 
letzten sieben Tagen steigerten sich die Zahlen um durch-
schnittlich 143 Neuinfektionen pro Tag. Der Inzidenzwert 
liegt bei 89,80 (Stand: 10.03.2021).

Es ist aufgrund der weiterhin vorliegenden hohen Infekti-
onszahlen insbesondere erforderlich, die kontaktreduzie-
renden Maßnahmen zur Beeinflussung -insbesondere Ver-
zögerung - der Ausbreitungsdynamik und Unterbrechung 
der Infektionsketten aufrechtzuerhalten.

Die Inzidenzzahlen blieben zwar in den letzten Wochen bei 
einem stabilen Wert. Dieser Wert ist aber weiterhin deut-
lich von dem angestrebten Inzidenzwert von unter 50 weit 
entfernt. Daher ist es bereits aus diesem Grund erforder-
lich, die bisherigen Maßnahmen aufrecht zu erhalten. Hinzu 
kommt, dass die bereits angeordneten kontaktreduzieren-
den Maßnahmen zur Beeinflussung -insbesondere Verzöge-
rung - der Ausbreitungsdynamik aufrechterhalten und da-
durch Infektionsketten unterbrochen werden müssen, weil 
aufgrund der neuen Mutationen des SARS-CoV 2, die in 
Solingen immer mehr festgestellt werden, die Gefahr einer 
noch höheren Ansteckung besteht.

Im Beschluss vom 03.03.2021 haben die Bundeskanzlerin 
und die Regierungschefs und Regierungschefinnen der Län-
der hierzu zudem folgendes ausgeführt:

„Gleichzeitig steigt der Anteil der Virusvarianten an den In-
fektionen in Deutschland schnell an, wodurch die Zahl der 
Neuinfektionen jetzt wieder zu steigen beginnt. Die Erfah-
rungen in anderen Staaten zeigen, wie gefährlich die ver-
schiedenen Covid19-Varianten sind. Sie verdeutlichen, dass 
es notwendig ist, beim erneuten Hochfahren des öffentli-
chen Lebens vorsichtig zu sein“.

Da in Solingen die Werte zum einen erst seit kurzem un-
ter dem Wert von 100 liegen, ab dem weitere Maßnahmen 
erforderlich sind, und zum anderen noch weit vom ange-
strebten Wert 50 entfernt sind, ist es im Hinblick auf die 
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Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-
hoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803).

In Vertretung

Jan Welzel
Beigeordneter

B E K A N N T M A C H U N G 

Ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung zum  
Zwecke der Verhütung und der Bekämpfung der 

Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2

für die
Schülerinnen und Schülern der gesamten Klasse 10c, 
der Kurse D GK Herr Hugo, GL Frau Kacar, Kunst 
Herr Luckner der Geschwister-Scholl-Gesamtschule 
in 42699 Solingen, die in der Zeit vom 01.03.2021 bis 
02.03.2021 die Einrichtung besucht haben, sowie bei 
minderjährigen Schülerinnen und Schülern für deren 
gesetzliche Vertreter, und für die Lehrerinnen und 
Lehrer die in dieser Zeit die Schülerinnen und Schüler 
der Klasse 10c, der Kurse D GK Herr Hugo, GL Frau Ka-
car, Kunst Herr Luckner an dieser Schule unterrichtet 
haben

Im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens werden auf der 
Grundlage der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 Satz 1 und 
2, 29 und 30 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der 
Quarantäneverordnung NRW im Wege der Allgemeinverfü-
gung folgende Regelungen angeordnet:

1. Gegenüber allen Schülerinnen und Schülern der 
gesamten Klasse 10c, der Kurse D GK Herr Hugo, 
GL Frau Kacar, Kunst Herr Luckner der Geschwister-
Scholl-Gesamtschule Solingen, die zwischen dem 
01.03.2021 und dem 02.03.2021 die Einrichtung 
besucht haben, sowie gegenüber allen Lehrerinnen 
und Lehrern, die in dieser Zeit die Schülerinnen und 
Schüler der Klasse 10c, der Kurse D GK Herr Hugo, 
GL Frau Kacar, Kunst Herr Luckner an dieser Schule 
unterrichtet haben, wird ab dem 06.03.2021 eine Ab-
sonderung bis einschließlich 16.03.2021 in häuslicher 
Quarantäne angeordnet. Es ist ihnen in dieser Zeit 

dern, die eine Kindertagesstätte besuchen, mit ihren Eltern. 
Auch hier besteht die Gefahr, dass Gespräche im Umkreis 
der Tagesstätte stattfinden. Ebenfalls werden hier vermehrt 
Kontakte stattfinden, da sowohl Schulen als auch Kinderta-
gesstätten weiter geöffnet werden. 

In allen diesen Bereichen können Mindestabstände nicht 
sichergestellt werden
 
Durch das Tragen einer Alltagsmaske können Infektionen 
durch Tröpfcheninfektion minimiert bzw. vermieden wer-
den. Das Tragen einer Alltagsmaske ist in hohem Maße 
dazu geeignet Tröpfcheninfektionen zu vermeiden bzw. 
zu minimieren.  Auch ist die Pflicht zum Tragen einer All-
tagsmaske eine sehr geringe Einschränkung im Verhältnis 
zu dem hohen Rechtsgut der körperlichen Unversehrtheit, 
zumal es jetzt auch noch gilt den weitaus ansteckenderen 
Virus-Mutationen entgegenzutreten.

2.
Das Alkoholverkaufsverbot soll dafür sorgen, dass im priva-
ten Bereich durch „Unterwegskauf“ kein Anreiz für spon-
tane Feierlichkeiten abends und nachts im weiterhin beson-
ders gefährdeten privaten Umfeld geschaffen werden. Es 
wird nicht verkannt, dass Alkohol auch zu anderen Zeiten 
gekauft werden kann. Im Hinblick darauf, dass die gast-
ronomischen Einrichtungen weiter geschlossen sind, wird 
durch das Verbot aber die Gefahr von spontanen abend-
lichen Zusammenkünften unter Alkoholeinfluss verringert. 
Hierbei besteht immer die Gefahr, dass die Kontaktbe-
schränkungen nicht eingehalten werden. Insoweit ist das 
Verbot auch angemessen, da es im Verhältnis zur hohen 
Gefahr von Ansteckungen bei spontanen Zusammenkünf-
ten mit Alkohol ein milder Eingriff in die Freiheitsrechte der 
Betroffenen ist.

II. sofortige Vollziehung
Die Anordnungen unter 1 - 2 dieser ordnungsbehördlichen 
Allgemeinverfügung sind kraft Gesetzes nach § 28 Abs. 3 i. 
V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen 
diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung hat daher 
keine aufschiebende Wirkung. 

III. Bekanntgabe/Geltungsdauer
Diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung gilt gemäß 
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gegeben. Sie tritt am 
11.03.2021, 0.00 Uhr in Kraft und tritt am 31.03.2021, 
24.00 Uhr, außer Kraft.

Die ordnungsbehördlichen Allgemeinverfügungen zum 
Zwecke der Verhütung und der Bekämpfung der Ausbrei-
tung des Corona-Virus SARS-CoV-2 vom 10.12.2020 in der 
Fassung der 5. Änderungsverfügung und vom 19.02.2021 
in der Fassung der 1. Änderungsverfügung treten am 
10.03.2021, 24.00 Uhr, außer Kraft.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
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sein, können nach Rücksprache mit dem zuständigen Ge-
sundheitsamt abweichende Regelungen getroffen werden.

Die gesetzlichen Grundlagen für diese Maßnahme sind ins-
besondere die §§ 6, 16 Abs. 1 und 2 und 28 ff des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 01.01.2001 in Verbindung 
mit den §§ 4 und 5 der Quarantäneverordnung NRW in 
der derzeit geltenden Fassung. Danach ist die zuständige 
Behörde ermächtigt, die notwendigen Maßnahmen zur Ab-
wendung der dem Einzelnen oder der Allgemeinheit dro-
henden Gefahren zu treffen, wenn Tatsachen festgestellt 
werden oder anzunehmen sind, die zum Auftreten und 
Verbreiten übertragbarer Krankheiten führen können. § 30 
IfSG sieht schon bei einem Verdacht einer bedrohlichen Er-
krankung vor, dass die betroffenen Personen in einem ge-
eigneten Krankenhaus oder sonst geeigneter Weise abge-
sondert werden können.

Die Entscheidung liegt in meinem Ermessen. Das Ermessen 
muss fehlerfrei ausgeübt werden. Dies ist hier der Fall, denn 
die Entscheidung ist geeignet, um eine Verbreitung der 
Krankheit zu verhindern. 

Auch ist die Entscheidung erforderlich, da nur durch die 
Absonderung der Schülerinnen und Schüler bzw. Lehrerin-
nen und Lehrer weitere Personen vor einer Ansteckung ge-
schützt werden können. Die Absonderung in der jeweiligen 
Wohnung der Schülerinnen und Schüler bzw. der Lehrerin-
nen und Lehrer stellt in diesem Fall das mildeste Mittel dar. 

Nach meinen Erkenntnissen lässt sich diese in einem ge-
wohnten Wohnumfeld umsetzen, wenn eine Gefährdung 
der Familienmitglieder bzw. anderer Mitmenschen sicher 
ausgeschlossen werden kann. Dies trifft hier zu, solange 
nicht geklärt ist, ob sich die Schülerinnen und Schüler bzw. 
Lehrerinnen und Lehrer mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 
angesteckt haben. Auch ist die Entscheidung angemessen, 
denn die Schülerinnen und Schüler bzw. Lehrerinnen und 
Lehrer hatten zweifelsfrei Kontakt zu einer an Corona-Virus 
SARS-CoV-2 erkrankten Person.

Daher darf vorliegend auch die grundgesetzlich garantierte 
Freizügigkeit der betreuten Schülerinnen und Schüler bzw. 
Lehrerinnen und Lehrer (Art. 11 Grundgesetz) im Interesse 
der Allgemeinheit insoweit eingeschränkt werden.

Auch die Anordnung der Beobachtung ist geeignet, um 
weitere Infektionen zu vermeiden. Durch die Beobachtung 
wird das Gesundheitsamt in die Lage versetzt, zum einen 
zum Schutz der Betroffenen und zum Schutz von anderen 
Personen ggfs. die Notwendigkeit weiterreichender Maß-
nahmen zu erkennen, falls sich der Gesundheitszustand der 
betroffenen Schülerinnen und Schüler bzw. Lehrerinnen 
und Lehrer verschlechtern sollte. Diese Maßnahme ist auch 
erforderlich. Eine geringer belastende, gleich wirksame, 
Maßnahme ist nicht erkennbar.

Begründung zu 3.
Die Aufforderung, ihren Gesundheitszustand nach Beendi-
gung der Quarantäne für weitere sieben Tage zu überwa-
chen, erfolgt aufgrund der Gefahr, dass auch die Schülerin-

untersagt, ihre Wohnung ohne ausdrückliche Zustim-
mung des Gesundheitsamtes zu verlassen. Sollte eine 
Absonderung in der Wohnung nicht möglich sein, 
können durch das Gesundheitsamt der Stadt Solingen 
hiervon abweichende Regelungen getroffen werden.

2. Weiterhin werden alle Schülerinnen und Schüler der 
gesamten Klasse 10c, der Kurse D GK Herr Hugo, 
GL Frau Kacar, Kunst Herr Luckner der Geschwister-
Scholl-Gesamtschule Solingen, die zwischen dem 
01.03.2021 und dem 02.03.2021 die Einrichtung 
besucht haben, sowie alle Lehrerinnen und Lehrer, die 
in dieser Zeit die Schülerinnen und Schüler der Klasse 
10c, der Kurse D GK Herr Hugo, GL Frau Kacar, Kunst 
Herr Luckner an dieser Schule unterrichtet haben, 
unter Beobachtung gestellt.

3. Danach werden die Schülerinnen und Schüler bzw. 
Lehrerinnen und Lehrer für weitere sieben Tage aufge-
fordert, Ihren Gesundheitszustand zu beobachten und 
sich bei Auftreten von Krankheitsanzeichen unverzüg-
lich beim Stadtdienst Gesundheit zu melden.

4. Eine vorzeitige Entlassung aus der Quarantäne schlie-
ße ich für die Schülerinnen und Schüler bzw. Lehrerin-
nen und Lehrer in diesem Fall aus. 

Begründung
Zur Begründung wird folgendes ausgeführt:

Die nunmehr angeordneten Maßnahmen sind Schutzmaß-
nahmen im Sinne der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 und 
2, 29 und 30 IfSG.

Danach ist die zuständige Behörde ermächtigt, die notwen-
digen Maßnahmen zur Abwendung der dem Einzelnen oder 
der Allgemeinheit drohenden Gefahren zu treffen, wenn 
Tatsachen festgestellt werden oder anzunehmen sind, die 
zum Auftreten und Verbreiten übertragbarer Krankheiten 
führen können. 

Im Rahmen der Meldepflicht gem. § 6 IfSG wurde dem 
Stadtdienst Gesundheit als unterer Gesundheitsbehörde 
der Kontakt der Schülerinnen und Schüler bzw. Lehrerin-
nen und Lehrer der Klasse10c, der Kurse D GK Herr Hugo, 
GL Frau Kacar, Kunst Herr Luckner der Geschwister-Scholl-
Gesamtschule Solingen, zuletzt am 02.03.2021 zu einer 
Person mit einem bestätigten Fall von Corona-Virus SARS-
CoV-2 bekannt. 

Da die Erkrankung der Kontaktperson hochansteckend ist, 
ist es möglich, dass die Schülerinnen und Schüler und die in 
dieser Klasse unterrichtenden Lehrerinnen und Lehrer sich 
infiziert haben und nunmehr wiederum andere Personen 
anstecken könnten. Um dies zu verhindern, ist eine Abson-
derung der Schülerinnen und Schüler erforderlich. Auch bei 
den Lehrerinnen und Lehrern, die in diesem Zeitraum die 
Schülerinnen und Schüler der Klasse, in der sich die infizier-
te Person befand, unterrichtet haben, besteht die Gefahr 
der Infizierung.

Es ist davon auszugehen, dass die Absonderung in der je-
weiligen Wohnung der Schülerinnen und Schüler bzw. der 
Lehrerinnen und Lehrer möglich ist. Sollte dies nicht der Fall 
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Die Anordnungen unter 1 - 2 dieser ordnungsbehördlichen 
Allgemeinverfügung sind kraft Gesetzes nach § 28 Abs. 3 i. 
V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen 
diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung hat daher 
keine aufschiebende Wirkung. 

Diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung gilt gemäß 
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-
hoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803).

Im Auftrag
Marion Wahler

B E K A N N T M A C H U N G 

Ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung zum  
Zwecke der Verhütung und der Bekämpfung der 

Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2

für die
Kinder der Marienkäfergruppe der Kath. Kita St. Josef 
in 42659 Solingen, die am 08.03.2021 die Einrichtung 
besucht haben, sowie bei minderjährigen Kindern für 
deren gesetzliche Vertreter, und für die Erzieherinnen 
und Erzieher, die in dieser Zeit die Kinder in dieser Ein-
richtung betreut haben.

Im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens werden auf der 
Grundlage der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 Satz 1 und 
2, 29 und 30 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der 
Quarantäneverordnung NRW im Wege der Allgemeinverfü-
gung folgende Regelungen angeordnet:

1. Gegenüber allen Kindern der Marienkäfergruppe der 
Kath. Kita St. Josef Solingen, die am 08.03.2021 die 
Einrichtung besucht haben, sowie gegenüber allen Er-
zieherinnen und Erziehern, die in dieser Zeit die Kinder 
betreut haben, wird ab dem 08.03.2021 eine Abson-

nen und Schüler bzw. Lehrerinnen und Lehrer sich mit einer 
hochansteckenden Variante des Coronavirus (Sars-CoV-2) 
infiziert haben, um der weiteren Ausbreitung schnellstmög-
lich entgegen zu wirken.

Ich bin hierzu gemäß § 4 Abs. 4 und Abs. 5 Quarantänever-
ordnung NRW berechtigt.

Die getroffene Regelung ist angemessen, da die Schüle-
rinnen und Schüler bzw. Lehrerinnen und Lehrer auf die-
se Weise bereits entsprechend früher aus der Quarantäne 
entlassen werden können und der Eingriff in ihre grundge-
setzlich garantierte Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 S. 2 
Grundgesetz) somit verkürzt wird.

Begründung zu 4.
Da die Schülerinnen und Schüler bzw. Lehrerinnen und Leh-
rer Kontakt zu einer Person hatten, die tatsächlich bzw. mit 
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit mit einer ge-
fährlichen, hochansteckenden Virusmutation des Corona-
virus infiziert ist (Variante des Sars-CoV-2), schließe ich für 
sie die Verkürzungsmöglichkeit Ihrer Quarantäne gem. § 4 
Abs. 3 S. 2 ff. Quarantäneverordnung NRW bzw. § 5 Abs. 2 
S. 3 ff. Quarantäneverordnung NRW vorsorglich aus.

Ich bin hierzu gemäß § 4 Abs. 5 der Quarantäneverordnung 
NRW berechtigt, wonach individuelle Anordnungen der 
örtlichen Ordnungs- und Gesundheitsbehörden zur Qua-
rantäne den Regelungen der Quarantäneverordnung NRW 
vorgehen. 

Die benannte Entscheidung ist verhältnismäßig, da zum ak-
tuellen Zeitpunkt unklar ist, wie lang die Inkubationszeit bei 
den neuen Varianten (Mutationen) von Sars-CoV-2 ist, so-
dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass die benannte 
Infektion noch nach Verkürzung der Quarantäne festge-
stellt werden könnte.

Ich mache vorsorglich darauf aufmerksam, dass die Schü-
lerinnen und Schüler bzw. Lehrerinnen und Lehrer nach 
Ablauf der o.g. Quarantäne nur dann die häusliche Isolie-
rung wieder verlassen dürfen, sofern sie weder Symptome 
entwickeln noch ihnen ein positives Testergebnis mitgeteilt 
worden ist. Anderenfalls nehmen die Erziehungsberechtig-
ten der Schülerinnen und Schüler bzw. die Lehrerinnen und 
Lehrer Kontakt zum Stadtdienst Gesundheit auf. Sollten sie 
den Vorgaben dieser Anordnung nicht nachkommen werde 
ich weitere behördliche Maßnahmen ergreifen. Auf die Vor-
schriften der Quarantäneverordnung NRW wird verwiesen.

Sollten die Schülerinnen und Schüler bzw. Lehrerinnen 
und Lehrer Krankheitssymptome entwickeln, nehmen die 
Erziehungsberechtigten bzw. Lehrerinnen und Lehrer bit-
te umgehend telefonisch Kontakt auf. Sie erreichen den 
Stadtdienst Gesundheit unter der 0212 290 2020.

Am 13. Tag der Quarantäne soll eine erneute PCR-Testung 
auf Sars-CoV-2 erfolgen.
as Testergebnis ist dem Gesundheitsamt der Stadt Solingen 
unverzüglich schriftlich oder per Email an ct-gesundheit@
solingen.de zuzuleiten.
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krankung vor, dass die betroffenen Personen in einem ge-
eigneten Krankenhaus oder sonst geeigneter Weise abge-
sondert werden können.

Die Entscheidung liegt in meinem Ermessen. Das Ermessen 
muss fehlerfrei ausgeübt werden. Dies ist hier der Fall, denn 
die Entscheidung ist geeignet, um eine Verbreitung der 
Krankheit zu verhindern. 

Auch ist die Entscheidung erforderlich, da nur durch die Ab-
sonderung der Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher 
weitere Personen vor einer Ansteckung geschützt werden 
können. Die Absonderung in der jeweiligen Wohnung der 
Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher stellt in diesem 
Fall das mildeste Mittel dar. 

Nach meinen Erkenntnissen lässt sich diese in einem ge-
wohnten Wohnumfeld umsetzen, wenn eine Gefährdung 
der Familienmitglieder bzw. anderer Mitmenschen sicher 
ausgeschlossen werden kann. Dies trifft hier zu, solange 
nicht geklärt ist, ob sich die Kinder und die Erzieherin-
nen und Erzieher mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 an-
gesteckt haben. Auch ist die Entscheidung angemessen, 
denn die Kinder und die Erzieherinnen und Erzieher hatten 
zweifelsfrei Kontakt zu einer an Corona-Virus SARS-CoV-2 
erkrankten Person.

Daher darf vorliegend auch die grundgesetzlich garantierte 
Freizügigkeit der betreuten Kinder bzw. der Erzieherinnen 
und Erzieher (Art. 11 Grundgesetz) im Interesse der Allge-
meinheit insoweit eingeschränkt werden.

Auch die Anordnung der Beobachtung ist geeignet, um 
weitere Infektionen zu vermeiden. Durch die Beobachtung 
wird das Gesundheitsamt in die Lage versetzt, zum einen 
zum Schutz der Betroffenen und zum Schutz von anderen 
Personen ggfs. die Notwendigkeit weiterreichender Maß-
nahmen zu erkennen, falls sich der Gesundheitszustand 
der betroffenen Kinder und Erzieherinnen und Erzieher ver-
schlechtern sollte. Diese Maßnahme ist auch erforderlich. 
Eine geringer belastende, gleich wirksame, Maßnahme ist 
nicht erkennbar.

Ich mache vorsorglich darauf aufmerksam, dass die Kinder 
bzw. Erzieherinnen und Erzieher nach Ablauf der o.g. Qua-
rantäne nur dann die häusliche Isolierung wieder verlassen 
dürfen, sofern sie weder Symptome entwickeln noch ihnen 
ein positives Testergebnis mitgeteilt worden ist. Anderenfalls 
nehmen die Erziehungsberechtigten der Kinder bzw. die Er-
zieherinnen und Erzieher Kontakt zum Stadtdienst Gesund-
heit auf. Sollten sie den Vorgaben dieser Anordnung nicht 
nachkommen werde ich weitere behördliche Maßnahmen 
ergreifen. Auf die Vorschriften der Quarantäneverordnung 
NRW wird verwiesen.

Sollten die Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher Krank-
heitssymptome entwickeln, nehmen die Erziehungsberech-
tigten bzw. Erzieherinnen und Erzieher bitte umgehend 
telefonisch Kontakt auf. Sie erreichen den Stadtdienst Ge-
sundheit unter der 0212 290 - 2020.

derung bis einschließlich 22.03.2021 in häuslicher 
Quarantäne angeordnet. Es ist ihnen in dieser Zeit 
untersagt, ihre Wohnung ohne ausdrückliche Zustim-
mung des Gesundheitsamtes zu verlassen. Sollte eine 
Absonderung in der Wohnung nicht möglich sein, 
können durch das Gesundheitsamt der Stadt Solingen 
hiervon abweichende Regelungen getroffen werden.

2.  Weiterhin werden alle Kinder der Marienkäfergruppe 
der Kath. Kita St. Josef Solingen, die am 08.03.2021 
die Einrichtung besucht haben, sowie alle Erzieherin-
nen und Erzieher, die in dieser Zeit die Kinder betreut 
haben, unter Beobachtung gestellt.

Begründung
Zur Begründung wird folgendes ausgeführt:

Die nunmehr angeordneten Maßnahmen sind Schutzmaß-
nahmen im Sinne der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 und 
2, 29 und 30 IfSG.

Danach ist die zuständige Behörde ermächtigt, die notwen-
digen Maßnahmen zur Abwendung der dem Einzelnen oder 
der Allgemeinheit drohenden Gefahren zu treffen, wenn 
Tatsachen festgestellt werden oder anzunehmen sind, die 
zum Auftreten und Verbreiten übertragbarer Krankheiten 
führen können. 

Im Rahmen der Meldepflicht gem. § 6 IfSG wurde dem 
Stadtdienst Gesundheit als unterer Gesundheitsbehörde 
der Kontakt der Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher der 
Marienkäfergruppe der Kath. Kita St. Josef Solingen, zuletzt 
am 08.03.2021 zu einer Person mit einem bestätigten Fall 
von Corona-Virus SARS-CoV-2 bekannt. 

Da die Erkrankung der Kontaktperson hochansteckend ist, 
ist es möglich, dass die Kinder und die in dieser Gruppe 
betreuenden Erzieherinnen und Erzieher sich infiziert ha-
ben und nunmehr wiederum andere Personen anstecken 
könnten. Um dies zu verhindern, ist eine Absonderung der 
Kinder erforderlich. Auch bei den Erzieherinnen und Erzie-
hern, die in diesem Zeitraum die Kinder der Gruppe, in der 
sich die infizierte Person befand, betreut haben, besteht die 
Gefahr der Infizierung.

Es ist davon auszugehen, dass die Absonderung in der je-
weiligen Wohnung der Kinder bzw. der Erzieherinnen und 
Erzieher möglich ist. Sollte dies nicht der Fall sein, können 
nach Rücksprache mit dem zuständigen Gesundheitsamt 
abweichende Regelungen getroffen werden.

Die gesetzlichen Grundlagen für diese Maßnahme sind ins-
besondere die §§ 6, 16 Abs. 1 und 2 und 28 ff des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 01.01.2001 in Verbindung 
mit den §§ 4 und 5 der Quarantäneverordnung NRW in 
der derzeit geltenden Fassung. Danach ist die zuständige 
Behörde ermächtigt, die notwendigen Maßnahmen zur Ab-
wendung der dem Einzelnen oder der Allgemeinheit dro-
henden Gefahren zu treffen, wenn Tatsachen festgestellt 
werden oder anzunehmen sind, die zum Auftreten und 
Verbreiten übertragbarer Krankheiten führen können. § 30 
IfSG sieht schon bei einem Verdacht einer bedrohlichen Er-
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Quarantäneverordnung NRW im Wege der Allgemeinverfü-
gung folgende Regelungen angeordnet:

1. Gegenüber allen Kindern der Felixgruppe der Kath. 
Kita St. Marien Solingen, die am 05.03.2021 die 
Einrichtung besucht haben, sowie gegenüber allen 
Erzieherinnen und Erziehern, die in dieser Zeit die 
Kinder betreut haben, wird ab dem 08.03.2021 
eine Absonderung bis voraussichtlich einschließlich 
19.03.2021 in häuslicher Quarantäne angeordnet. Es 
ist ihnen in dieser Zeit untersagt, ihre Wohnung ohne 
ausdrückliche Zustimmung des Gesundheitsamtes zu 
verlassen. Sollte eine Absonderung in der Wohnung 
nicht möglich sein, können durch das Gesundheitsamt 
der Stadt Solingen hiervon abweichende Regelungen 
getroffen werden.

2. Weiterhin werden alle Kinder der Felixgruppe der 
Kath. Kita St. Marien Solingen, die am 05.03.2021 
die Einrichtung besucht haben, sowie alle Erzieherin-
nen und Erzieher, die in dieser Zeit die Kinder betreut 
haben, unter Beobachtung gestellt.

3. Danach werden die Kinder bzw. Erzieherinnen und 
Erzieher für weitere sieben Tage aufgefordert, Ihren 
Gesundheitszustand zu beobachten und sich bei 
Auftreten von Krankheitsanzeichen unverzüglich beim 
Stadtdienst Gesundheit zu melden.

4. Eine vorzeitige Entlassung aus der Quarantäne 
schließe ich für die Kinder bzw. die Erzieherinnen und 
Erzieher in diesem Fall aus. 

Begründung
Zur Begründung wird folgendes ausgeführt:

Die nunmehr angeordneten Maßnahmen sind Schutzmaß-
nahmen im Sinne der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 und 
2, 29 und 30 IfSG.

Danach ist die zuständige Behörde ermächtigt, die notwen-
digen Maßnahmen zur Abwendung der dem Einzelnen oder 
der Allgemeinheit drohenden Gefahren zu treffen, wenn 
Tatsachen festgestellt werden oder anzunehmen sind, die 
zum Auftreten und Verbreiten übertragbarer Krankheiten 
führen können. 

Im Rahmen der Meldepflicht gem. § 6 IfSG wurde dem 
Stadtdienst Gesundheit als unterer Gesundheitsbehörde 
der Kontakt der Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher der 
Felixgruppe der Kath. Kita St. Marien Solingen, zuletzt am 
05.03.2021 zu einer Person mit einem bestätigten Fall von 
Corona-Virus SARS-CoV-2 bekannt. 

Da die Erkrankung der Kontaktperson hochansteckend ist, 
ist es möglich, dass die Kinder und die in dieser Gruppe 
betreuenden Erzieherinnen und Erzieher sich infiziert ha-
ben und nunmehr wiederum andere Personen anstecken 
könnten. Um dies zu verhindern, ist eine Absonderung der 
Kinder erforderlich. Auch bei den Erzieherinnen und Erzie-
hern, die in diesem Zeitraum die Kinder der Gruppe, in der 
sich die infizierte Person befand, betreut haben, besteht die 
Gefahr der Infizierung.

Am 13. Tag der Quarantäne soll eine erneute PCR-Testung 
auf Sars-CoV-2 erfolgen. 

Das Testergebnis ist dem Gesundheitsamt der Stadt Solin-
gen unverzüglich schriftlich oder per Email an ct-gesund-
heit@solingen.de zuzuleiten.

Die Anordnungen unter 1 - 2 dieser ordnungsbehördlichen 
Allgemeinverfügung sind kraft Gesetzes nach § 28 Abs. 3 i. 
V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen 
diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung hat daher 
keine aufschiebende Wirkung. 

Diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung gilt gemäß 
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-
hoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803).

Im Auftrag
Marion Wahler

B E K A N N T M A C H U N G 

Ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung zum  
Zwecke der Verhütung und der Bekämpfung der 

Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2

für die
Kinder der Felixgruppe der Kath. Kita St. Marien in 
42653 Solingen, die am 05.03.2021 die Einrichtung 
besucht haben, sowie bei minderjährigen Kindern für 
deren gesetzliche Vertreter, und für die Erzieherinnen 
und Erzieher, die in dieser Zeit die Kinder in dieser Ein-
richtung betreut haben.

Im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens werden auf der 
Grundlage der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 Satz 1 und 
2, 29 und 30 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der 

7



Begründung zu 3.
Die Aufforderung, ihren Gesundheitszustand nach Been-
digung der Quarantäne für weitere sieben Tage zu über-
wachen, erfolgt aufgrund der Gefahr, dass auch die Kinder 
bzw. Erzieherinnen und Erzieher sich mit einer hochanste-
ckenden Variante des Coronavirus (Sars-CoV-2) infiziert ha-
ben, um der weiteren Ausbreitung schnellstmöglich entge-
gen zu wirken.

Ich bin hierzu gemäß § 4 Abs. 4 und Abs. 5 Quarantänever-
ordnung NRW berechtigt.

Die getroffene Regelung ist angemessen, da die Kinder 
bzw. Erzieherinnen und Erzieher auf diese Weise bereits 
entsprechend früher aus der Quarantäne entlassen werden 
können und der Eingriff in ihre grundgesetzlich garantierte 
Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 S. 2 Grundgesetz) somit 
verkürzt wird.

Begründung zu 4.
Da die Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher Kontakt 
zu einer Person hatten, die tatsächlich bzw. mit an Sicher-
heit grenzender Wahrscheinlichkeit mit einer gefährlichen, 
hochansteckenden Virusmutation des Coronavirus infiziert 
ist (Variante des Sars-CoV-2), schließe ich für sie die Ver-
kürzungsmöglichkeit Ihrer Quarantäne gem. § 4 Abs. 3 S. 
2 ff. Quarantäneverordnung NRW bzw. § 5 Abs. 2 S. 3 ff. 
Quarantäneverordnung NRW vorsorglich aus.

Ich bin hierzu gemäß § 4 Abs. 5 der Quarantäneverordnung 
NRW berechtigt, wonach individuelle Anordnungen der 
örtlichen Ordnungs- und Gesundheitsbehörden zur Qua-
rantäne den Regelungen der Quarantäneverordnung NRW 
vorgehen. 

Die benannte Entscheidung ist verhältnismäßig, da zum ak-
tuellen Zeitpunkt unklar ist, wie lang die Inkubationszeit bei 
den neuen Varianten (Mutationen) von Sars-CoV-2 ist, so-
dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass die benannte 
Infektion noch nach Verkürzung der Quarantäne festge-
stellt werden könnte.

Ich mache vorsorglich darauf aufmerksam, dass die Kinder 
bzw. Erzieherinnen und Erzieher nach Ablauf der o.g. Qua-
rantäne nur dann die häusliche Isolierung wieder verlassen 
dürfen, sofern sie weder Symptome entwickeln noch ihnen 
ein positives Testergebnis mitgeteilt worden ist. Anderenfalls 
nehmen die Erziehungsberechtigten der Kinder bzw. die Er-
zieherinnen und Erzieher Kontakt zum Stadtdienst Gesund-
heit auf. Sollten sie den Vorgaben dieser Anordnung nicht 
nachkommen werde ich weitere behördliche Maßnahmen 
ergreifen. Auf die Vorschriften der Quarantäneverordnung 
NRW wird verwiesen.

Sollten die Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher Krank-
heitssymptome entwickeln, nehmen die Erziehungsberech-
tigten bzw. Erzieherinnen und Erzieher bitte umgehend 
telefonisch Kontakt auf. Sie erreichen den Stadtdienst Ge-
sundheit unter der 0212 290 2020.

Es ist davon auszugehen, dass die Absonderung in der je-
weiligen Wohnung der Kinder bzw. der Erzieherinnen und 
Erzieher möglich ist. Sollte dies nicht der Fall sein, können 
nach Rücksprache mit dem zuständigen Gesundheitsamt 
abweichende Regelungen getroffen werden.

Die gesetzlichen Grundlagen für diese Maßnahme sind ins-
besondere die §§ 6, 16 Abs. 1 und 2 und 28 ff des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 01.01.2001 in Verbindung 
mit den §§ 4 und 5 der Quarantäneverordnung NRW in 
der derzeit geltenden Fassung. Danach ist die zuständige 
Behörde ermächtigt, die notwendigen Maßnahmen zur Ab-
wendung der dem Einzelnen oder der Allgemeinheit dro-
henden Gefahren zu treffen, wenn Tatsachen festgestellt 
werden oder anzunehmen sind, die zum Auftreten und 
Verbreiten übertragbarer Krankheiten führen können. § 30 
IfSG sieht schon bei einem Verdacht einer bedrohlichen Er-
krankung vor, dass die betroffenen Personen in einem ge-
eigneten Krankenhaus oder sonst geeigneter Weise abge-
sondert werden können.

Die Entscheidung liegt in meinem Ermessen. Das Ermessen 
muss fehlerfrei ausgeübt werden. Dies ist hier der Fall, denn 
die Entscheidung ist geeignet, um eine Verbreitung der 
Krankheit zu verhindern. 

Auch ist die Entscheidung erforderlich, da nur durch die Ab-
sonderung der Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher 
weitere Personen vor einer Ansteckung geschützt werden 
können. Die Absonderung in der jeweiligen Wohnung der 
Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher stellt in diesem 
Fall das mildeste Mittel dar. 

Nach meinen Erkenntnissen lässt sich diese in einem ge-
wohnten Wohnumfeld umsetzen, wenn eine Gefährdung 
der Familienmitglieder bzw. anderer Mitmenschen sicher 
ausgeschlossen werden kann. Dies trifft hier zu, solange 
nicht geklärt ist, ob sich die Kinder und die Erzieherin-
nen und Erzieher mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 an-
gesteckt haben. Auch ist die Entscheidung angemessen, 
denn die Kinder und die Erzieherinnen und Erzieher hatten 
zweifelsfrei Kontakt zu einer an Corona-Virus SARS-CoV-2 
erkrankten Person.

Daher darf vorliegend auch die grundgesetzlich garantierte 
Freizügigkeit der betreuten Kinder bzw. der Erzieherinnen 
und Erzieher (Art. 11 Grundgesetz) im Interesse der Allge-
meinheit insoweit eingeschränkt werden.

Auch die Anordnung der Beobachtung ist geeignet, um 
weitere Infektionen zu vermeiden. Durch die Beobachtung 
wird das Gesundheitsamt in die Lage versetzt, zum einen 
zum Schutz der Betroffenen und zum Schutz von anderen 
Personen ggfs. die Notwendigkeit weiterreichender Maß-
nahmen zu erkennen, falls sich der Gesundheitszustand 
der betroffenen Kinder und Erzieherinnen und Erzieher ver-
schlechtern sollte. Diese Maßnahme ist auch erforderlich. 
Eine geringer belastende, gleich wirksame, Maßnahme ist 
nicht erkennbar.
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Quarantäneverordnung NRW im Wege der Allgemeinverfü-
gung folgende Regelungen angeordnet:

1. Gegenüber allen Kindern der Felixgruppe der Kath. 
Kita St. Marien Solingen, die am 05.03.2021 die 
Einrichtung besucht haben, sowie gegenüber allen Er-
zieherinnen und Erziehern, die in dieser Zeit die Kinder 
betreut haben, wird ab dem 08.03.2021 eine Abson-
derung bis einschließlich 19.03.2021 in häuslicher 
Quarantäne angeordnet. Es ist ihnen in dieser Zeit 
untersagt, ihre Wohnung ohne ausdrückliche Zustim-
mung des Gesundheitsamtes zu verlassen. Sollte eine 
Absonderung in der Wohnung nicht möglich sein, 
können durch das Gesundheitsamt der Stadt Solingen 
hiervon abweichende Regelungen getroffen werden.

2.  Weiterhin werden alle Kinder der Felixgruppe der 
Kath. Kita St. Marien Solingen, die am 05.03.2021 
die Einrichtung besucht haben, sowie alle Erzieherin-
nen und Erzieher, die in dieser Zeit die Kinder betreut 
haben, unter Beobachtung gestellt.

Begründung
Zur Begründung wird folgendes ausgeführt:

Die nunmehr angeordneten Maßnahmen sind Schutzmaß-
nahmen im Sinne der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 und 
2, 29 und 30 IfSG.

Danach ist die zuständige Behörde ermächtigt, die notwen-
digen Maßnahmen zur Abwendung der dem Einzelnen oder 
der Allgemeinheit drohenden Gefahren zu treffen, wenn 
Tatsachen festgestellt werden oder anzunehmen sind, die 
zum Auftreten und Verbreiten übertragbarer Krankheiten 
führen können. 

Im Rahmen der Meldepflicht gem. § 6 IfSG wurde dem 
Stadtdienst Gesundheit als unterer Gesundheitsbehörde 
der Kontakt der Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher der 
Felixgruppe der Kath. Kita St. Marien Solingen, zuletzt am 
05.03.2021 zu einer Person mit einem bestätigten Fall von 
Corona-Virus SARS-CoV-2 bekannt. 

Da die Erkrankung der Kontaktperson hochansteckend ist, 
ist es möglich, dass die Kinder und die in dieser Gruppe 
betreuenden Erzieherinnen und Erzieher sich infiziert ha-
ben und nunmehr wiederum andere Personen anstecken 
könnten. Um dies zu verhindern, ist eine Absonderung der 
Kinder erforderlich. Auch bei den Erzieherinnen und Erzie-
hern, die in diesem Zeitraum die Kinder der Gruppe, in der 
sich die infizierte Person befand, betreut haben, besteht die 
Gefahr der Infizierung.

Es ist davon auszugehen, dass die Absonderung in der je-
weiligen Wohnung der Kinder bzw. der Erzieherinnen und 
Erzieher möglich ist. Sollte dies nicht der Fall sein, können 
nach Rücksprache mit dem zuständigen Gesundheitsamt 
abweichende Regelungen getroffen werden.

Die gesetzlichen Grundlagen für diese Maßnahme sind ins-
besondere die §§ 6, 16 Abs. 1 und 2 und 28 ff des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 01.01.2001 in Verbindung 

Am 13. Tag der Quarantäne soll eine erneute PCR-Testung 
auf Sars-CoV-2 erfolgen.

Das Testergebnis ist dem Gesundheitsamt der Stadt Solin-
gen unverzüglich schriftlich oder per Email an ct-gesund-
heit@solingen.de zuzuleiten.

Die Anordnungen unter 1 - 2 dieser ordnungsbehördlichen 
Allgemeinverfügung sind kraft Gesetzes nach § 28 Abs. 3 i. 
V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen 
diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung hat daher 
keine aufschiebende Wirkung. 

Diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung gilt gemäß 
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-
hoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803).

Im Auftrag
Marion Wahler

B E K A N N T M A C H U N G 

Ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung zum  
Zwecke der Verhütung und der Bekämpfung der 

Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2

für die
Kinder der Felixgruppe der Kath. Kita St. Marien in 
42653 Solingen, die am 05.03.2021 die Einrichtung 
besucht haben, sowie bei minderjährigen Kindern für 
deren gesetzliche Vertreter, und für die Erzieherinnen 
und Erzieher, die in dieser Zeit die Kinder in dieser Ein-
richtung betreut haben.

Im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens werden auf der 
Grundlage der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 Satz 1 und 
2, 29 und 30 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der 
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Ich mache vorsorglich darauf aufmerksam, dass die Kinder 
bzw. Erzieherinnen und Erzieher nach Ablauf der o.g. Qua-
rantäne nur dann die häusliche Isolierung wieder verlassen 
dürfen, sofern sie weder Symptome entwickeln noch ihnen 
ein positives Testergebnis mitgeteilt worden ist. Anderenfalls 
nehmen die Erziehungsberechtigten der Kinder bzw. die Er-
zieherinnen und Erzieher Kontakt zum Stadtdienst Gesund-
heit auf. Sollten sie den Vorgaben dieser Anordnung nicht 
nachkommen werde ich weitere behördliche Maßnahmen 
ergreifen. Auf die Vorschriften der Quarantäneverordnung 
NRW wird verwiesen.

Sollten die Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher Krank-
heitssymptome entwickeln, nehmen die Erziehungsberech-
tigten bzw. Erzieherinnen und Erzieher bitte umgehend 
telefonisch Kontakt auf. Sie erreichen den Stadtdienst Ge-
sundheit unter der 0212 290 2020.

Am 13. Tag der Quarantäne soll eine erneute PCR-Testung 
auf Sars-CoV-2 erfolgen. 

Das Testergebnis ist dem Gesundheitsamt der Stadt Solin-
gen unverzüglich schriftlich oder per Email an ct-gesund-
heit@solingen.de zuzuleiten.

Die Anordnungen unter 1 - 2 dieser ordnungsbehördlichen 
Allgemeinverfügung sind kraft Gesetzes nach § 28 Abs. 3 i. 
V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen 
diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung hat daher 
keine aufschiebende Wirkung. 

Diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung gilt gemäß 
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-
hoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803).

Im Auftrag
Marion Wahler

mit den §§ 4 und 5 der Quarantäneverordnung NRW in 
der derzeit geltenden Fassung. Danach ist die zuständige 
Behörde ermächtigt, die notwendigen Maßnahmen zur Ab-
wendung der dem Einzelnen oder der Allgemeinheit dro-
henden Gefahren zu treffen, wenn Tatsachen festgestellt 
werden oder anzunehmen sind, die zum Auftreten und 
Verbreiten übertragbarer Krankheiten führen können. § 30 
IfSG sieht schon bei einem Verdacht einer bedrohlichen Er-
krankung vor, dass die betroffenen Personen in einem ge-
eigneten Krankenhaus oder sonst geeigneter Weise abge-
sondert werden können.

Die Entscheidung liegt in meinem Ermessen. Das Ermessen 
muss fehlerfrei ausgeübt werden. Dies ist hier der Fall, denn 
die Entscheidung ist geeignet, um eine Verbreitung der 
Krankheit zu verhindern. 

Auch ist die Entscheidung erforderlich, da nur durch die Ab-
sonderung der Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher 
weitere Personen vor einer Ansteckung geschützt werden 
können. Die Absonderung in der jeweiligen Wohnung der 
Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher stellt in diesem 
Fall das mildeste Mittel dar. 

Nach meinen Erkenntnissen lässt sich diese in einem ge-
wohnten Wohnumfeld umsetzen, wenn eine Gefährdung 
der Familienmitglieder bzw. anderer Mitmenschen sicher 
ausgeschlossen werden kann. Dies trifft hier zu, solange 
nicht geklärt ist, ob sich die Kinder und die Erzieherin-
nen und Erzieher mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 an-
gesteckt haben. Auch ist die Entscheidung angemessen, 
denn die Kinder und die Erzieherinnen und Erzieher hatten 
zweifelsfrei Kontakt zu einer an Corona-Virus SARS-CoV-2 
erkrankten Person.

Daher darf vorliegend auch die grundgesetzlich garantierte 
Freizügigkeit der betreuten Kinder bzw. der Erzieherinnen 
und Erzieher (Art. 11 Grundgesetz) im Interesse der Allge-
meinheit insoweit eingeschränkt werden.

Auch die Anordnung der Beobachtung ist geeignet, um 
weitere Infektionen zu vermeiden. Durch die Beobachtung 
wird das Gesundheitsamt in die Lage versetzt, zum einen 
zum Schutz der Betroffenen und zum Schutz von anderen 
Personen ggfs. die Notwendigkeit weiterreichender Maß-
nahmen zu erkennen, falls sich der Gesundheitszustand 
der betroffenen Kinder und Erzieherinnen und Erzieher ver-
schlechtern sollte. Diese Maßnahme ist auch erforderlich. 
Eine geringer belastende, gleich wirksame, Maßnahme ist 
nicht erkennbar.
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Da die Erkrankung der Kontaktperson hochansteckend ist, 
ist es möglich, dass die Kinder und die in dieser Gruppe 
betreuenden Erzieherinnen und Erzieher sich infiziert ha-
ben und nunmehr wiederum andere Personen anstecken 
könnten. Um dies zu verhindern, ist eine Absonderung der 
Kinder erforderlich. Auch bei den Erzieherinnen und Erzie-
hern, die in diesem Zeitraum die Kinder der Gruppe, in der 
sich die infizierte Person befand, betreut haben, besteht die 
Gefahr der Infizierung.

Es ist davon auszugehen, dass die Absonderung in der je-
weiligen Wohnung der Kinder bzw. der Erzieherinnen und 
Erzieher möglich ist. Sollte dies nicht der Fall sein, können 
nach Rücksprache mit dem zuständigen Gesundheitsamt 
abweichende Regelungen getroffen werden.

Die gesetzlichen Grundlagen für diese Maßnahme sind ins-
besondere die §§ 6, 16 Abs. 1 und 2 und 28 ff des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 01.01.2001 in Verbindung 
mit den §§ 4 und 5 der Quarantäneverordnung NRW in 
der derzeit geltenden Fassung. Danach ist die zuständige 
Behörde ermächtigt, die notwendigen Maßnahmen zur Ab-
wendung der dem Einzelnen oder der Allgemeinheit dro-
henden Gefahren zu treffen, wenn Tatsachen festgestellt 
werden oder anzunehmen sind, die zum Auftreten und 
Verbreiten übertragbarer Krankheiten führen können. § 30 
IfSG sieht schon bei einem Verdacht einer bedrohlichen Er-
krankung vor, dass die betroffenen Personen in einem ge-
eigneten Krankenhaus oder sonst geeigneter Weise abge-
sondert werden können.

Die Entscheidung liegt in meinem Ermessen. Das Ermessen 
muss fehlerfrei ausgeübt werden. Dies ist hier der Fall, denn 
die Entscheidung ist geeignet, um eine Verbreitung der 
Krankheit zu verhindern. 

Auch ist die Entscheidung erforderlich, da nur durch die Ab-
sonderung der Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher 
weitere Personen vor einer Ansteckung geschützt werden 
können. Die Absonderung in der jeweiligen Wohnung der 
Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher stellt in diesem 
Fall das mildeste Mittel dar. 

Nach meinen Erkenntnissen lässt sich diese in einem ge-
wohnten Wohnumfeld umsetzen, wenn eine Gefährdung 
der Familienmitglieder bzw. anderer Mitmenschen sicher 
ausgeschlossen werden kann. Dies trifft hier zu, solange 
nicht geklärt ist, ob sich die Kinder und die Erzieherin-
nen und Erzieher mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 an-
gesteckt haben. Auch ist die Entscheidung angemessen, 
denn die Kinder und die Erzieherinnen und Erzieher hatten 
zweifelsfrei Kontakt zu einer an Corona-Virus SARS-CoV-2 
erkrankten Person.

Daher darf vorliegend auch die grundgesetzlich garantierte 
Freizügigkeit der betreuten Kinder bzw. der Erzieherinnen 
und Erzieher (Art. 11 Grundgesetz) im Interesse der Allge-
meinheit insoweit eingeschränkt werden.

Auch die Anordnung der Beobachtung ist geeignet, um 
weitere Infektionen zu vermeiden. Durch die Beobachtung 

B E K A N N T M A C H U N G 

Ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung zum  
Zwecke der Verhütung und der Bekämpfung der 

Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2

für die
Kinder der Marienlingen-Gruppe der Ev. Kita Rupelrath 
in 42699 Solingen, die in der Zeit vom 03.03.2021 bis 
05.03.2021 die Einrichtung besucht haben, sowie bei min-
derjährigen Kindern für deren gesetzliche Vertreter, und für 
die Erzieherinnen und Erzieher, die in dieser Zeit die Kinder 
in dieser Einrichtung betreut haben.

Im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens werden auf der 
Grundlage der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 Satz 1 und 
2, 29 und 30 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der 
Quarantäneverordnung NRW im Wege der Allgemeinverfü-
gung folgende Regelungen angeordnet:

1. Gegenüber allen Kindern der Marienlingen-Gruppe 
der Ev. Kita Rupelrath Solingen, die zwischen dem 
03.03.2021 und dem 05.03.2021 die Einrichtung 
besucht haben, sowie gegenüber allen Erzieherinnen 
und Erziehern, die in dieser Zeit die Kinder betreut 
haben, wird ab dem 07.03.2021 eine Absonderung 
bis einschließlich 19.03.2021 in häuslicher Quarantäne 
angeordnet. Es ist ihnen in dieser Zeit untersagt, ihre 
Wohnung ohne ausdrückliche Zustimmung des Ge-
sundheitsamtes zu verlassen. Sollte eine Absonderung 
in der Wohnung nicht möglich sein, können durch das 
Gesundheitsamt der Stadt Solingen hiervon abwei-
chende Regelungen getroffen werden.

2.  Weiterhin werden alle Kinder der Marienlingen-
Gruppe der Ev. Kita Rupelrath Solingen, die zwischen 
dem 03.03.2021 und dem 05.03.2021 die Einrichtung 
besucht haben, sowie alle Erzieherinnen und Erzie-
her, die in dieser Zeit die Kinder betreut haben, unter 
Beobachtung gestellt.

Begründung
Zur Begründung wird folgendes ausgeführt:

Die nunmehr angeordneten Maßnahmen sind Schutzmaß-
nahmen im Sinne der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 und 
2, 29 und 30 IfSG.

Danach ist die zuständige Behörde ermächtigt, die notwen-
digen Maßnahmen zur Abwendung der dem Einzelnen oder 
der Allgemeinheit drohenden Gefahren zu treffen, wenn 
Tatsachen festgestellt werden oder anzunehmen sind, die 
zum Auftreten und Verbreiten übertragbarer Krankheiten 
führen können. 

Im Rahmen der Meldepflicht gem. § 6 IfSG wurde dem 
Stadtdienst Gesundheit als unterer Gesundheitsbehörde 
der Kontakt der Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher der 
Marienlingen-Gruppe der Ev. Kita Rupelrath Solingen, zu-
letzt am 05.03.2021 zu einer Person mit einem bestätigten 
Fall von Corona-Virus SARS-CoV-2 bekannt. 
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gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803).

Im Auftrag
Marion Wahler

B E K A N N T M A C H U N G 

Ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung zum  
Zwecke der Verhütung und der Bekämpfung der 

Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2

für die
Kinder der Sonnengruppe der Städt. Kita Vorspel in 42655 
Solingen, die in der Zeit vom 03.03.2021 bis 05.03.2021 
die Einrichtung besucht haben, sowie bei minderjährigen 
Kindern für deren gesetzliche Vertreter, und für die Erzie-
herinnen und Erzieher, die in dieser Zeit die Kinder in dieser 
Einrichtung betreut haben.

Im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens werden auf der 
Grundlage der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 Satz 1 und 
2, 29 und 30 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der 
Quarantäneverordnung NRW im Wege der Allgemeinverfü-
gung folgende Regelungen angeordnet:

1. Gegenüber allen Kindern der Sonnengruppe der Städt. 
Kita Vorspel Solingen, die zwischen dem 03.03.2021 
und dem 05.03.2021 die Einrichtung besucht haben, 
sowie gegenüber allen Erzieherinnen und Erziehern, 
die in dieser Zeit die Kinder betreut haben, wird ab 
dem 07.03.2021 eine Absonderung bis einschließlich 
19.03.2021 in häuslicher Quarantäne angeordnet. Es 
ist ihnen in dieser Zeit untersagt, ihre Wohnung ohne 
ausdrückliche Zustimmung des Gesundheitsamtes zu 
verlassen. Sollte eine Absonderung in der Wohnung 
nicht möglich sein, können durch das Gesundheitsamt 
der Stadt Solingen hiervon abweichende Regelungen 
getroffen werden.

2.  Weiterhin werden alle Kinder der Sonnengruppe 
der Städt. Kita Vorspel Solingen, die zwischen dem 
03.03.2021 und dem 05.03.2021 die Einrichtung 
besucht haben, sowie alle Erzieherinnen und Erzie-
her, die in dieser Zeit die Kinder betreut haben, unter 
Beobachtung gestellt.

Begründung
Zur Begründung wird folgendes ausgeführt:

Die nunmehr angeordneten Maßnahmen sind Schutzmaß-
nahmen im Sinne der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 und 
2, 29 und 30 IfSG.

Danach ist die zuständige Behörde ermächtigt, die notwen-
digen Maßnahmen zur Abwendung der dem Einzelnen oder 
der Allgemeinheit drohenden Gefahren zu treffen, wenn 
Tatsachen festgestellt werden oder anzunehmen sind, die 
zum Auftreten und Verbreiten übertragbarer Krankheiten 
führen können. 

wird das Gesundheitsamt in die Lage versetzt, zum einen 
zum Schutz der Betroffenen und zum Schutz von anderen 
Personen ggfs. die Notwendigkeit weiterreichender Maß-
nahmen zu erkennen, falls sich der Gesundheitszustand 
der betroffenen Kinder und Erzieherinnen und Erzieher ver-
schlechtern sollte. Diese Maßnahme ist auch erforderlich. 
Eine geringer belastende, gleich wirksame, Maßnahme ist 
nicht erkennbar.

Ich mache vorsorglich darauf aufmerksam, dass die Kinder 
bzw. Erzieherinnen und Erzieher nach Ablauf der o.g. Qua-
rantäne nur dann die häusliche Isolierung wieder verlassen 
dürfen, sofern sie weder Symptome entwickeln noch ihnen 
ein positives Testergebnis mitgeteilt worden ist. Anderenfalls 
nehmen die Erziehungsberechtigten der Kinder bzw. die Er-
zieherinnen und Erzieher Kontakt zum Stadtdienst Gesund-
heit auf. Sollten sie den Vorgaben dieser Anordnung nicht 
nachkommen werde ich weitere behördliche Maßnahmen 
ergreifen. Auf die Vorschriften der Quarantäneverordnung 
NRW wird verwiesen.

Sollten die Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher Krank-
heitssymptome entwickeln, nehmen die Erziehungsberech-
tigten bzw. Erzieherinnen und Erzieher bitte umgehend 
telefonisch Kontakt auf. Sie erreichen den Stadtdienst Ge-
sundheit unter der 0212 290 2020.

Am 13. Tag der Quarantäne soll eine erneute PCR-Testung 
auf Sars-CoV-2 erfolgen. 

Das Testergebnis ist dem Gesundheitsamt der Stadt Solin-
gen unverzüglich schriftlich oder per Email an ct-gesund-
heit@solingen.de zuzuleiten.

Die Anordnungen unter 1 - 2 dieser ordnungsbehördlichen 
Allgemeinverfügung sind kraft Gesetzes nach § 28 Abs. 3 i. 
V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen 
diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung hat daher 
keine aufschiebende Wirkung. 

Diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung gilt gemäß 
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-
hoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
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Daher darf vorliegend auch die grundgesetzlich garantierte 
Freizügigkeit der betreuten Kinder bzw. der Erzieherinnen 
und Erzieher (Art. 11 Grundgesetz) im Interesse der Allge-
meinheit insoweit eingeschränkt werden.

Auch die Anordnung der Beobachtung ist geeignet, um 
weitere Infektionen zu vermeiden. Durch die Beobachtung 
wird das Gesundheitsamt in die Lage versetzt, zum einen 
zum Schutz der Betroffenen und zum Schutz von anderen 
Personen ggfs. die Notwendigkeit weiterreichender Maß-
nahmen zu erkennen, falls sich der Gesundheitszustand 
der betroffenen Kinder und Erzieherinnen und Erzieher ver-
schlechtern sollte. Diese Maßnahme ist auch erforderlich. 
Eine geringer belastende, gleich wirksame, Maßnahme ist 
nicht erkennbar.

Ich mache vorsorglich darauf aufmerksam, dass die Kinder 
bzw. Erzieherinnen und Erzieher nach Ablauf der o.g. Qua-
rantäne nur dann die häusliche Isolierung wieder verlassen 
dürfen, sofern sie weder Symptome entwickeln noch ihnen 
ein positives Testergebnis mitgeteilt worden ist. Anderenfalls 
nehmen die Erziehungsberechtigten der Kinder bzw. die Er-
zieherinnen und Erzieher Kontakt zum Stadtdienst Gesund-
heit auf. Sollten sie den Vorgaben dieser Anordnung nicht 
nachkommen werde ich weitere behördliche Maßnahmen 
ergreifen. Auf die Vorschriften der Quarantäneverordnung 
NRW wird verwiesen.

Sollten die Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher Krank-
heitssymptome entwickeln, nehmen die Erziehungsberech-
tigten bzw. Erzieherinnen und Erzieher bitte umgehend 
telefonisch Kontakt auf. Sie erreichen den Stadtdienst Ge-
sundheit unter der 0212 290 2020.

Am 13. Tag der Quarantäne soll eine erneute PCR-Testung 
auf Sars-CoV-2 erfolgen. 

Das Testergebnis ist dem Gesundheitsamt der Stadt Solin-
gen unverzüglich schriftlich oder per Email an ct-gesund-
heit@solingen.de zuzuleiten.

Die Anordnungen unter 1 - 2 dieser ordnungsbehördlichen 
Allgemeinverfügung sind kraft Gesetzes nach § 28 Abs. 3 i. 
V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen 
diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung hat daher 
keine aufschiebende Wirkung. 

Diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung gilt gemäß 
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-

Im Rahmen der Meldepflicht gem. § 6 IfSG wurde dem 
Stadtdienst Gesundheit als unterer Gesundheitsbehörde 
der Kontakt der Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher der 
Sonnengruppe der Städt. Kita Vorspel Solingen, zuletzt am 
05.03.2021 zu einer Person mit einem bestätigten Fall von 
Corona-Virus SARS-CoV-2 bekannt. 

Da die Erkrankung der Kontaktperson hochansteckend ist, 
ist es möglich, dass die Kinder und die in dieser Gruppe 
betreuenden Erzieherinnen und Erzieher sich infiziert ha-
ben und nunmehr wiederum andere Personen anstecken 
könnten. Um dies zu verhindern, ist eine Absonderung der 
Kinder erforderlich. Auch bei den Erzieherinnen und Erzie-
hern, die in diesem Zeitraum die Kinder der Gruppe, in der 
sich die infizierte Person befand, betreut haben, besteht die 
Gefahr der Infizierung.

Es ist davon auszugehen, dass die Absonderung in der je-
weiligen Wohnung der Kinder bzw. der Erzieherinnen und 
Erzieher möglich ist. Sollte dies nicht der Fall sein, können 
nach Rücksprache mit dem zuständigen Gesundheitsamt 
abweichende Regelungen getroffen werden.

Die gesetzlichen Grundlagen für diese Maßnahme sind ins-
besondere die §§ 6, 16 Abs. 1 und 2 und 28 ff des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 01.01.2001 in Verbindung 
mit den §§ 4 und 5 der Quarantäneverordnung NRW in 
der derzeit geltenden Fassung. Danach ist die zuständige 
Behörde ermächtigt, die notwendigen Maßnahmen zur Ab-
wendung der dem Einzelnen oder der Allgemeinheit dro-
henden Gefahren zu treffen, wenn Tatsachen festgestellt 
werden oder anzunehmen sind, die zum Auftreten und 
Verbreiten übertragbarer Krankheiten führen können. § 30 
IfSG sieht schon bei einem Verdacht einer bedrohlichen Er-
krankung vor, dass die betroffenen Personen in einem ge-
eigneten Krankenhaus oder sonst geeigneter Weise abge-
sondert werden können.

Die Entscheidung liegt in meinem Ermessen. Das Ermessen 
muss fehlerfrei ausgeübt werden. Dies ist hier der Fall, denn 
die Entscheidung ist geeignet, um eine Verbreitung der 
Krankheit zu verhindern. 

Auch ist die Entscheidung erforderlich, da nur durch die Ab-
sonderung der Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher 
weitere Personen vor einer Ansteckung geschützt werden 
können. Die Absonderung in der jeweiligen Wohnung der 
Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher stellt in diesem 
Fall das mildeste Mittel dar. 

Nach meinen Erkenntnissen lässt sich diese in einem ge-
wohnten Wohnumfeld umsetzen, wenn eine Gefährdung 
der Familienmitglieder bzw. anderer Mitmenschen sicher 
ausgeschlossen werden kann. Dies trifft hier zu, solange 
nicht geklärt ist, ob sich die Kinder und die Erzieherin-
nen und Erzieher mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 an-
gesteckt haben. Auch ist die Entscheidung angemessen, 
denn die Kinder und die Erzieherinnen und Erzieher hatten 
zweifelsfrei Kontakt zu einer an Corona-Virus SARS-CoV-2 
erkrankten Person.
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Die nunmehr angeordneten Maßnahmen sind Schutzmaß-
nahmen im Sinne der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 und 
2, 29 und 30 IfSG.

Danach ist die zuständige Behörde ermächtigt, die notwen-
digen Maßnahmen zur Abwendung der dem Einzelnen oder 
der Allgemeinheit drohenden Gefahren zu treffen, wenn 
Tatsachen festgestellt werden oder anzunehmen sind, die 
zum Auftreten und Verbreiten übertragbarer Krankheiten 
führen können. 

Im Rahmen der Meldepflicht gem. § 6 IfSG wurde dem 
Stadtdienst Gesundheit als unterer Gesundheitsbehörde 
der Kontakt der Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher der 
Sonnengruppe der Städt. Kita Vorspel Solingen, zuletzt am 
04.03.2021 zu einer Person mit einem bestätigten Fall von 
Corona-Virus SARS-CoV-2 bekannt. 

Da die Erkrankung der Kontaktperson hochansteckend ist, 
ist es möglich, dass die Kinder und die in dieser Gruppe 
betreuenden Erzieherinnen und Erzieher sich infiziert ha-
ben und nunmehr wiederum andere Personen anstecken 
könnten. Um dies zu verhindern, ist eine Absonderung der 
Kinder erforderlich. Auch bei den Erzieherinnen und Erzie-
hern, die in diesem Zeitraum die Kinder der Gruppe, in der 
sich die infizierte Person befand, betreut haben, besteht die 
Gefahr der Infizierung.

Es ist davon auszugehen, dass die Absonderung in der je-
weiligen Wohnung der Kinder bzw. der Erzieherinnen und 
Erzieher möglich ist. Sollte dies nicht der Fall sein, können 
nach Rücksprache mit dem zuständigen Gesundheitsamt 
abweichende Regelungen getroffen werden.

Die gesetzlichen Grundlagen für diese Maßnahme sind ins-
besondere die §§ 6, 16 Abs. 1 und 2 und 28 ff des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 01.01.2001 in Verbindung 
mit den §§ 4 und 5 der Quarantäneverordnung NRW in 
der derzeit geltenden Fassung. Danach ist die zuständige 
Behörde ermächtigt, die notwendigen Maßnahmen zur Ab-
wendung der dem Einzelnen oder der Allgemeinheit dro-
henden Gefahren zu treffen, wenn Tatsachen festgestellt 
werden oder anzunehmen sind, die zum Auftreten und 
Verbreiten übertragbarer Krankheiten führen können. § 30 
IfSG sieht schon bei einem Verdacht einer bedrohlichen Er-
krankung vor, dass die betroffenen Personen in einem ge-
eigneten Krankenhaus oder sonst geeigneter Weise abge-
sondert werden können.

Die Entscheidung liegt in meinem Ermessen. Das Ermessen 
muss fehlerfrei ausgeübt werden. Dies ist hier der Fall, denn 
die Entscheidung ist geeignet, um eine Verbreitung der 
Krankheit zu verhindern. 

Auch ist die Entscheidung erforderlich, da nur durch die Ab-
sonderung der Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher 
weitere Personen vor einer Ansteckung geschützt werden 
können. Die Absonderung in der jeweiligen Wohnung der 
Kinder und der Erzieherinnen und Erzieher stellt in diesem 
Fall das mildeste Mittel dar. 

hoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803).

Im Auftrag
Marion Wahler

B E K A N N T M A C H U N G 

Ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung zum  
Zwecke der Verhütung und der Bekämpfung der 

Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2

für die
Kinder der Sonnengruppe der Städt. Kita Vorspel in 42655 
Solingen, die in der Zeit vom 03.03.2021 bis 04.03.2021 
die Einrichtung besucht haben, sowie bei minderjährigen 
Kindern für deren gesetzliche Vertreter, und für die Erzie-
herinnen und Erzieher, die in dieser Zeit die Kinder in dieser 
Einrichtung betreut haben.

Im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens werden auf der 
Grundlage der §§ 16 Abs. 1, 2 und 7, 28 Abs. 1 Satz 1 und 
2, 29 und 30 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der 
Quarantäneverordnung NRW im Wege der Allgemeinverfü-
gung folgende Regelungen angeordnet:

1. Gegenüber allen Kindern der Sonnengruppe der Städt. 
Kita Vorspel Solingen, die zwischen dem 03.03.2021 
und dem 04.03.2021 die Einrichtung besucht haben, 
sowie gegenüber allen Erzieherinnen und Erziehern, 
die in dieser Zeit die Kinder betreut haben, wird ab 
dem 07.03.2021 eine Absonderung bis einschließlich 
18.03.2021 in häuslicher Quarantäne angeordnet. Es 
ist ihnen in dieser Zeit untersagt, ihre Wohnung ohne 
ausdrückliche Zustimmung des Gesundheitsamtes zu 
verlassen. Sollte eine Absonderung in der Wohnung 
nicht möglich sein, können durch das Gesundheitsamt 
der Stadt Solingen hiervon abweichende Regelungen 
getroffen werden.

2.  Weiterhin werden alle Kinder der Sonnengruppe 
der Städt. Kita Vorspel Solingen, die zwischen dem 
03.03.2021 und dem 04.03.2021 die Einrichtung 
besucht haben, sowie alle Erzieherinnen und Erzie-
her, die in dieser Zeit die Kinder betreut haben, unter 
Beobachtung gestellt.

Begründung
Zur Begründung wird folgendes ausgeführt:
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Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-
hoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803).

Im Auftrag
Marion Wahler

Nach meinen Erkenntnissen lässt sich diese in einem ge-
wohnten Wohnumfeld umsetzen, wenn eine Gefährdung 
der Familienmitglieder bzw. anderer Mitmenschen sicher 
ausgeschlossen werden kann. Dies trifft hier zu, solange 
nicht geklärt ist, ob sich die Kinder und die Erzieherin-
nen und Erzieher mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 an-
gesteckt haben. Auch ist die Entscheidung angemessen, 
denn die Kinder und die Erzieherinnen und Erzieher hatten 
zweifelsfrei Kontakt zu einer an Corona-Virus SARS-CoV-2 
erkrankten Person.

Daher darf vorliegend auch die grundgesetzlich garantierte 
Freizügigkeit der betreuten Kinder bzw. der Erzieherinnen 
und Erzieher (Art. 11 Grundgesetz) im Interesse der Allge-
meinheit insoweit eingeschränkt werden.

Auch die Anordnung der Beobachtung ist geeignet, um 
weitere Infektionen zu vermeiden. Durch die Beobachtung 
wird das Gesundheitsamt in die Lage versetzt, zum einen 
zum Schutz der Betroffenen und zum Schutz von anderen 
Personen ggfs. die Notwendigkeit weiterreichender Maß-
nahmen zu erkennen, falls sich der Gesundheitszustand 
der betroffenen Kinder und Erzieherinnen und Erzieher ver-
schlechtern sollte. Diese Maßnahme ist auch erforderlich. 
Eine geringer belastende, gleich wirksame, Maßnahme ist 
nicht erkennbar.

Ich mache vorsorglich darauf aufmerksam, dass die Kinder 
bzw. Erzieherinnen und Erzieher nach Ablauf der o.g. Qua-
rantäne nur dann die häusliche Isolierung wieder verlassen 
dürfen, sofern sie weder Symptome entwickeln noch ihnen 
ein positives Testergebnis mitgeteilt worden ist. Anderenfalls 
nehmen die Erziehungsberechtigten der Kinder bzw. die Er-
zieherinnen und Erzieher Kontakt zum Stadtdienst Gesund-
heit auf. Sollten sie den Vorgaben dieser Anordnung nicht 
nachkommen werde ich weitere behördliche Maßnahmen 
ergreifen. Auf die Vorschriften der Quarantäneverordnung 
NRW wird verwiesen.

Sollten die Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher Krank-
heitssymptome entwickeln, nehmen die Erziehungsberech-
tigten bzw. Erzieherinnen und Erzieher bitte umgehend 
telefonisch Kontakt auf. Sie erreichen den Stadtdienst Ge-
sundheit unter der 0212 290 2020.

Am 13. Tag der Quarantäne soll eine erneute PCR-Testung 
auf Sars-CoV-2 erfolgen. 

Das Testergebnis ist dem Gesundheitsamt der Stadt Solin-
gen unverzüglich schriftlich oder per Email an ct-gesund-
heit@solingen.de zuzuleiten.

Die Anordnungen unter 1 - 2 dieser ordnungsbehördlichen 
Allgemeinverfügung sind kraft Gesetzes nach § 28 Abs. 3 i. 
V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen 
diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung hat daher 
keine aufschiebende Wirkung. 

Diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung gilt gemäß 
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gegeben. 
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